Bestellung von Frau Stefanie Schoch zur Standesbeamtin

für den Standesamtsbezirk Lauffen a.N.

-  Vorlage 2006 Nr. 73 

Nach dem Personenstandsgesetz (zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.08.2002, BGBl. I S. 3322) sind für jeden Standesamtsbezirk Standesbeamte in der erforderlichen Anzahl zu bestellen. Eine zahlenmäßige Festlegung treffen weder das Personenstandsgesetz noch landesrechtliche Ausführungsvorschriften. Die Zahl der Standesbeamten richtet sich damit nach den örtlichen Gegebenheiten.

Zum Standesbeamten darf nur bestellt werden, wer Deutscher ist und nach Ausbildung und Persönlichkeit die für das Amt des Standesbeamten erforderliche Eignung besitzt. Nach § 1 Abs. 1 der Verordnung des Innenministeriums zur Durchführung des Personenstandsgesetzes (PStGDVO) setzt die Eignung zum Standesbeamten mindestens die Befähigung zum mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst voraus. 

Durch das Verwaltungsstruktur-Reformgesetz, das zum 01.01.2005 in Kraft trat, wurde § 1 PStGDVO aufgehoben. Ab 01.01.2005 liegt die Verantwortung für die Bestellung von Standesbeamten somit ausschließlich bei den Gemeinden. Dies bedeutet jedoch nicht, dass künftig auch Personen ohne die erforderliche Eignung bestellt werden können. Die gesetzliche Anforderung von § 53 Abs. 2 PStG besteht fort. Die Eignung zum Standesbeamten ist in bezug auf das gesamte Spektrum der Aufgaben eines Standesbeamten zu beurteilen und nicht etwa nur auf einen Teilbereich. Die Aufgaben des Standesamts stellen hohe Anforderungen an den Standesbeamten und erfordern vielfältige Rechts- und Verwaltungskenntnisse nicht nur im Personenstandsrecht (auch Familien-, Namensrecht, internationales Recht und ausländisches Recht). Das Innenministerium hat deshalb in einem Erlass darauf hingewiesen, dass die Befähigung zum mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst als Mindestqualifikation nicht immer ausreicht und eine Verantwortlichkeit der Gemeinde besteht. Eine Gemeinde, die Personen ohne die erforderliche Eignung bestellt, verstößt gegen ihre gesetzliche Pflicht (§ 53 Abs. 2 PStG, § 56 Abs. 1 GemO).

Im Interesse eines ordentlichen Geschäftsablaufs ist die Bestellung einer weiteren Standesbeamtin hilfreich.

Es ist vorgesehen, Frau Stefanie Schoch ab 01.12.2006 als Standesbeamtin zu bestellen. Frau Schoch besitzt eine abgeschlossene Ausbildung zur Verwaltungsfachangestellten und ist seit 4 Jahren auch als Sachbearbeiterin im Standesamt eingesetzt. Zur Vorbereitung auf diese Aufgabe hat sie bereits ein Grundseminar für Standesbeamte mit Prüfung sowie ein weiteres Fortbildungssemiseminar im Personenstandsrecht besucht.  

Nach Auffassung der Verwaltung besitzt Frau Schoch die erforderliche Eignung zur Bestellung als Standesbeamtin. 

Auf Empfehlung des Verwaltungs- und Finanzausschusses wird vom Gemeinderat einstimmig beschlossen:

1.
Frau Stefanie Schoch wird ab 01.12.2006 zur Standesbeamtin bestellt.

2.
Die Verwaltung wird beauftragt, das Weitere zu veranlassen. 

